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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Umwelt, Energie und 
Sauberkeit  -

  
Tagesordnung I  Punkt 5 der öffentlichen Sitzung am 24. September 2013

Vorlagen-Nr. 13-F-33-0076

Fertigstellung Tierfriedhof
Antrag der Fraktionen von CDU und SPD vom 18.09.2013

Mit Beschluss der StVV vom 01.09.2011 (Sitzungsvorlage 11-V-67-0002/ Beschluss 0310) wurde 
die Einrichtung eines Tierfriedhofs in Wiesbaden beauftragt.

Wie der Presseberichterstattung, (insb. FR vom 5.9.2013 "Kein Weg zum Tierfriedhof") zu 
entnehmen war, gibt es vor der Einrichtung noch verschiedene Maßnahmen zu treffen.

Der Magistrat wird gebeten zu berichten,
 

1.) ob und ggf. welche Hindernisse der Eröffnung des Tierfriedhofes entgegenstehen? 
Insbesondere, für welche Maßnahmen ein Bauantrag für den Tierfriedhof tatsächlich 
erforderlich ist.

2.) welche Möglichkeiten der Magistrat anstrebt, um den zu Ziffer 1 berichteten Hindernissen 
entgegenzuwirken.

3.) ob eine Realisierung mit dem Tierschutzverein noch für möglich erachtet wird und wenn 
nein, ob evtl. weitere Interessenten für den Betrieb eines Tierfriedhofs bekannt sind / 
Kontakte bestehen?

4.) falls 3. negativ, wird gebeten, zeitnah ein alternatives Konzept erarbeiten, mit dem der 
Beschluss (SV) dennoch umgesetzt werden kann.

Beschluss Nr. 0166

Der Antrag ist angenommen.

Herrn Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .09.2013
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Maritzen
Vorsitzender
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Der Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .10.2013

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Nickel
Stadtverordnetenvorsteher

Der Magistrat Wiesbaden,     .10.2013
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Dezernat VII
mit der Bitte um weitere Veranlassung Gerich

Oberbürgermeister
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